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Japan tritt Chinas
Vormachtanspruch
im Indopazifik entgegen
Im neuen globalen Wettbewerb um Vormacht prägen nicht nur Amerika und China, sondern
auch Mittelmächte die Dynamik. Die NZZ analysiert die geopolitischen Positionierungen
von Japan, Indien, Frankreich und Deutschland in einer vierteiligen Serie. Von Ulrich Speck

Japan gehörte zu den grossen Profiteuren der ame-
rikanisch geprägten Ordnung, die Washington nach
dem Zweiten Weltkrieg in Westeuropa und im pazifi-
schen Asien etablierte.Wie Deutschland hatte Japan
einen brutalen Krieg um regionale Hegemonie ge-
führt, und wie Deutschland wurde Japan von einer
breiten Koalition unter amerikanischer Führung be-
siegt und danach eingegliedert in eine neue,an demo-
kratisch-liberalen Prinzipien orientierte Ordnung.

Beide Länder entwickelten sich zu demokratischen
Musterschülern,die jeder Expansion abschworen und
sich ganz auf wirtschaftliche Prosperität fokussierten
statt auf Eroberung und Unterwerfung.Wie Deutsch-
land in Europa wurde Japan in Asien zu einem Pfei-
ler der liberalen Ordnung,zu einem zentralen und zu-
verlässigenAlliierten und Kraftverstärker der ameri-
kanisch geprägten und geführten Nachkriegsordnung,
die sich nach Ende des Kalten Kriegs dann zur globa-
len Ordnung ausweitete.Japan richtete es sich ebenso
wie Deutschland bequem in dieser neuen Ordnung
ein.Es entwickelte sich eineArbeitsteilung mitAme-
rika, das die Bereiche Verteidigung und Gestaltung
des strategischen Umfeldes weitgehend übernahm.

All das ändert sich seit einigen Jahren. Japan wird
zummilitärischenAkteurundentwickelteigeneregio-
nale Gestaltungsmacht.Zwei Faktoren sind dabei ent-
scheidend. Erstens wächst die Bedrohung durch den
direkten Nachbarn China, der massiv aufrüstet, kon-
ventionell und nuklear, und seinen wirtschaftlichen
Aufstieg immer unverblümter in den Anspruch auf
regionale Hegemonie übersetzt.Während die japani-
sche Sicherheitsstrategie von 2013 China noch einen
«strategischen Partner» nannte, bezeichnet die neue
Strategie vom Dezember 2022 China als «die grösste
strategische Herausforderung» für Japans Sicherheit.

Seit Jahren verhält sich China direkt aggressiv
gegenüber Japan. Peking lässt seine Bomber in die
Nähe des japanischen Luftraums fliegen oder schiesst
ballistische Raketen in die exklusive ökonomische
Zone Japans. Zugleich dringt die chinesische Marine

häufig in japanische Territorialgewässer ein. Zudem
liegt Japan direkt an der Frontlinie des Konflikts um
Taiwan. Im letzten Oktober hat der chinesische Prä-
sident Xi mit der InvasionTaiwans gedroht:«Wir wer-
den niemals versprechen, auf den Gebrauch von Ge-
walt zu verzichten, und wir behalten uns die Option
vor, alle nötigen Massnahmen zu ergreifen», heisst
es im Arbeitsbericht der Regierung. Auf der ande-
ren Seite hat US-Präsident Biden mehrfach erklärt,
Amerika würde Taiwan bei einem chinesischen An-
griff zu Hilfe kommen.

Für Japan steht dabei sehr viel auf dem Spiel.
Japan würde eine «Schlüsselrolle» in einem Konflikt
im Indopazifik spielen, sagte Mark Milley,Vorsitzen-
der des Vereinigten Generalstabs der USA, kürzlich.
Auf den amerikanischen Militärbasen in Japan sind
etwa 55 000 Soldaten stationiert.Zugleich ist dieVer-
teidigung Taiwans auch ein vitales Interesse Japans.
Würde China Taiwan erobern, dann wäre die regio-
nale Sicherheitsordnung zerstört. Die direkte Bedro-
hung Japans durch China würde erheblich anwachsen:
China käme durch dieAnnexionTaiwans in eine mili-
tärstrategisch günstige Lage; die japanische Insel Yo-
naguni liegt nur 100 Kilometer von Taiwan entfernt.

Regionale Gegenmacht
Japan positioniert sich immer offener als regionale
Gegenmacht zu China.China fordere die bestehende
Ordnung in grundlegender Weise heraus, erklärte
Ministerpräsident Fumio Kishida in einer Rede in
Washington im Januar:Peking «hatVisionen undAn-
sprüche an die internationale Ordnung, die sich von
unseren unterscheiden und die wir nie akzeptieren
können». Peking müsse die etablierten internationa-
len Regeln akzeptieren. Tokio werde «niemals» er-
lauben, dass ein unilateraler, gewaltsamer Wandel
des Status quo stattfinde – also die Eroberung Tai-
wans durch China.

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine
hat das Bedrohungsgefühl in Japan nochmals deutlich
verstärkt.Es sei klargeworden,so Kishida inWashing-
ton, dass Globalisierung und Interdependenz nicht
ausreichten, um den Frieden zu bewahren. Der Krieg
in der Ukraine sei ein «Moment der Wahrheit» für
Japan. Wenn man diese unilaterale Veränderung des
Status quo akzeptiere, werde dasselbe «anderswo in
der Welt passieren, auch in Asien».

Der zweite Faktor, der Japan zu grösserem En-
gagement in Sicherheitsfragen antreibt,ist derTrump-
Schock. Dass ein so dilettantisch agierender, unbe-
rechenbarer Präsident,zwischen halbgaren Deals mit
strategischen Gegnern und Isolationismus schwan-
kend, ins Weisse Haus kommen kann, hat in Japan
das Bewusstsein dafür geschärft, dass der amerika-
nische Schutz nicht mehr als selbstverständlich ange-
sehen werden kann.Während des Wahlkampfs hatte
Trump mit Blick auf Japan erklärt: «Wenn wir ange-
griffen werden, dann müssen sie uns nicht verteidi-
gen. Wenn sie angegriffen werden, dann müssen wir
sie verteidigen. Das ist ein echtes Problem.» Tokio
befürchtete, dass ein amerikanischer Deal mit Nord-
korea dazu führen könnte,dass die USATruppen aus
Japan zurückziehen.

Der Mix aus wachsender Bedrohung durch China
und Zweifel an der amerikanischen Sicherheitsgaran-
tie hat in Japan zu einem fundamentalen Umdenken
geführt, zur schrittweisen Verabschiedung vom Pazi-
fismus. Die neue Strategie ruht auf zwei Pfeilern: auf
der Stärkung der eigenen Streitkräfte und dem Auf-
undAusbau von Partnerschaften neben dem Bündnis
mit den USA. Japan plant die Verdopplung des Ver-
teidigungsetats von ein auf zwei Prozent des Brutto-
inlandprodukts. Zudem will es seine «Rückschlag-
fähigkeit» entwickeln, um China und Nordkorea mit
der Drohung eines Gegenschlags von einem allfälli-
gen Angriff abzuschrecken. Japan diversifiziert zu-
gleich die Quellen seiner militärischen Ausrüstung,
so soll etwa gemeinsam mit Italien und Grossbritan-
nien ein neuer Kampfjet entwickelt werden.

Auf neue Koalitionen setzen
Der zweite Pfeiler der japanischen Strategie ist
der Aufbau von Koalitionen mit dem Ziel, Chinas
Aufstieg machtpolitisch auszugleichen und es von
Aggressionen abzuschrecken. Der «Anker» japa-
nischer Sicherheit bleiben dabei die USA, sie sind
auf lange Zeit unersetzlich für Tokio. Doch zugleich
muss Japan selbst seine ökonomische Stärke in sicher-
heitspolitische Relevanz umsetzen.Denn derAufstieg
eines nach Hegemonie strebenden China sprengt den
alten Deal Japans mit Amerika. Für Jahrzehnte war
das Management regionaler Sicherheit im Indopazi-
fik für die USA recht kostengünstig. Doch je mehr
China aufrüstet und sich als regionale und globale
Gegenmacht zu Amerika aufstellt, desto aufwendi-
ger wird die Bewahrung des Status quo.

Für Tokio ist es offensichtlich, dass nur ein sich
selbst um Sicherheit kümmerndes Japan den Frieden
zu bewahren vermag.Kishida kann dabei auf dieVor-
arbeiten seines Amtsvorgängers Shinzo Abe zurück-
greifen. Abe hatte 2007 in Indien das Konzept des
«Indopazifiks» propagiert, als Verbindung von Pazi-
fik und Indischem Ozean – «Meere der Freiheit und
der Prosperität». Abe hatte auch schon ein Format
vorgeschlagen,das in den letzten Jahren immer wich-
tiger wurde: die Quad, zusammengesetzt aus Japan,
Indien, Australien und den USA, die sich seit 2021
auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs jähr-
lich trifft. Keine militärische Allianz, aber eine stra-
tegische Partnerschaft, die unverkennbar den Zweck
hat, chinesische Vormachtansprüche einzudämmen.

In den letzten Monaten hat Kishida daran gearbei-
tet, die historischen Streitpunkte mit Südkorea aus
dem Weg zu räumen. Ebenso bemüht er sich darum,
dasVerhältnis mit Indien und den Philippinen zu ver-
tiefen. Mit Europa ist Japan ebenfalls im engen Aus-
tausch. Über die G-7 ist Japan eingebunden in ein
Schlüsselformat des Westens. Kishida hat Kiew be-
sucht, Japan unterstützt die Ukraine mit Milliarden.
Der Versuch, ein Nato-Büro in Tokio einzurichten,
ist zwar einstweilen wegen des Vetos des französi-
schen Präsidenten Macron gescheitert. Dennoch flo-
rieren dieVerbindungen zwischen Europa und Japan
im Sicherheitsbereich,wie dieTeilnahme Kishidas am
Nato-Gipfel in Vilnius zeigt. Japans Zeitenwende ist
in vollem Gange.

Die Bedrohung
durch China und Zweifel
an der amerikanischen
Sicherheitsgarantie
haben in Japan zu einem
fundamentalen Umdenken
geführt, zur Verabschiedung
vom Pazifismus.
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Japans Ministerpräsident Fumio Kishida am Nato-Gipfel vom Juli in Vilnius. TIM IRELAND / EPA
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Mehr Geld macht Kinder
nicht automatisch klüger
Es gibt Kantone mit günstigen Schulen und ausgezeichneten Schülern – und es gibt die anderen

KATHARINA FONTANA

Wer als Politiker mehr Geld für die
Bildung fordert, steht auf der sicheren
Seite. Bildung ist der Bevölkerung lieb
und teuer. Jeder Franken sei gut inves-
tiertes Geld, so das Mantra. Und inves-
tiert wird kräftig. Noch nie wurde so
viel Geld in die Bildung gesteckt wie
heute, gerade auch für die obligatori-
sche Schule. Die Ausgaben vom Kin-
dergarten bis zur neunten Klasse haben
in den letzten zwei Jahrzehnten deutlich
zugenommen – nicht nur in absoluten
Zahlen, was erwartbar ist, sondern auch
pro Kind. Der reine Personalbedarf pro
Schüler beträgt heute im Schnitt 14 452
Franken und liegt damit um mehr als
50 Prozent höher als noch vor 20 Jah-
ren. Die Aussage, dass die Volksschule
«kaputtgespart» werde, wie bei Budget-
debatten immer wieder einmal zu hören
ist, erscheint vor diesem Hintergrund
mehr als schräg.

«Billige» Kantone an der Spitze

Eine andere Frage ist, welchen Effekt
das viele Geld hat, das neben den
eigentlichen Lehrerlöhnen auch für
Sozialarbeit, Schulhäuser, Integration
und anderes ausgegeben wird und ob
es sich in den Leistungen der Schüle-
rinnen und Schüler niederschlägt. Aus
internationalen bildungsökonomischen
Untersuchungen weiss man, dass mehr
Geld nicht automatisch zu besseren
Resultaten führt. Auch die Pisa-Ergeb-
nisse zeigen, dass es Länder mit teure-
rem Bildungssystem gibt, die schlechter
abschneiden als günstigere Länder.

Dasselbe Bild zeigt sich für die
Schweiz. So waren im Wallis die Perso-
nalausgaben pro Schüler im Jahr 2020
mit rund 10 500 Franken halb so hoch
wie in Basel-Stadt.Gleichzeitig gehören
die Schüler imWallis schweizweit zu den
besten und jene im Stadtkanton zu den
schlechtesten. Das zeigt die Überprü-
fung der Grundkompetenzen (ÜGK),
die im Auftrag der Erziehungsdirek-
torenkonferenz 2016 und 2017 durch-
geführt wurde – sozusagen die helveti-
sche Pisa-Version, die zeigt, wie gut die
nationalen Bildungsziele erreicht wer-
den. Konkret ging es um die Mathe-
matikkenntnisse am Schulende und die
Sprachkenntnisse am Ende der Primar-
schule. 2023 und 2024 sollen die nächs-
ten ÜGK-Runden folgen.

Die besten Resultate sowohl bei
Sprache (siehe Grafik) wie inMathema-
tik erzielten ausgerechnet die Schülerin-
nen und Schüler aus Kantonen mit ver-
gleichsweise günstigen Schulsystemen,
wie dem Wallis, Freiburg oder Appen-
zell Innerrhoden. In der Mathematik,
wo gesamtschweizerisch gesehen ledig-
lich magere 62 Prozent der Schüler die

Grundkompetenzen erreichten, zeig-
ten sich besonders grosse Unterschiede:
In den erwähnten Spitzenkantonen lag
derAnteil der erfolgreichen Schüler bei
über 80 Prozent, während es in Basel-
Stadt lediglich 43,5 Prozent waren.

Woher die frappanten Unterschiede
rühren, ist nicht klar. Merkmale wie die
soziale Herkunft, die zu Hause gespro-
chene Sprache oder der Migrationssta-
tus der Schüler wurden differenziert
ausgewertet. Diese Merkmale zeigten
zwar laut ÜGK-Bericht einen gewissen
Effekt, konnten die kantonalen Diffe-
renzen aber nicht erklären.

Die Gründe müssen also (auch) wo-
anders liegen.Topkantone wie dasWallis
betonen,dassmanbei denSchulreformen
eine gewisse Zurückhaltung geübt habe.
In Baselland stellte die Kantonsregie-
rung lapidar fest, dass das unterdurch-
schnittliche Abschneiden nicht mit der
Zusammensetzung der Schülerschaft er-
klärt werden könne: Die Motivation und
die Lernfreude seien in anderen Kanto-
nen signifikant höher unddasAusmass an
Unterrichtsstörungen signifikant tiefer.

Unterschiede bei Klassengrösse

Erstaunlicherweise wird über das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis und die Effizienz
der Schule nur wenig gesprochen. Bil-
dungsfunktionäre wiegeln meist ab und
argumentieren, der Vergleich von Aus-
gaben und Schulleistung sei schwierig,
wenn nicht gar unzulässig, die kantona-
len Schulsysteme seien zu heterogen.
Es gebe zu wenig gesamtschweizerische
Daten, um verlässliche Aussagen zur
Effizienz der Schule zu machen, heisst
es etwa im Bildungsbericht 2023.

Tatsächlich gibt es zwischen dem
Schulunterricht beispielsweise in Ob-
walden und jenem in Genf Unter-
schiede. Das zeigt sich etwa bei der
Stundenzahl:Der jährliche Durchschnitt
liegt in der Primarschule bei rund 820
Stunden. In Obwalden sind es 6 Prozent
weniger, in Genf dagegen gut 10 Prozent
mehr. Die Obwaldner Kinder erhalten
in der Primarschule gesamthaft rund 830
Stunden weniger Unterricht als diejeni-
gen im Kanton Genf. Bei den Leistun-
gen schneiden die Obwaldner allerdings
ähnlich ab wie die Genfer.

Bei den Klassengrössen gibt es eben-
falls Differenzen. Der Durchschnitt in
der Primarschule lag 2020/21 bei 19,1
Schülern. Am wenigsten Kinder pro
Klasse hatte es in Graubünden, der
Schnitt betrug 15,3 und lag damit mehr
als 5 Kinder unter dem Zürcher Durch-
schnitt, wo es mit 20,6 Schülern die
grössten Klassen gibt.Die Klassengrösse
sagt allerdings noch nichts darüber aus,
wie viele Kinder auf einen Lehrer kom-
men; häufig sind mehrere Lehrkräfte
gleichzeitig im Klassenzimmer anwe-
send. Im gesamtschweizerischen Mittel
sind es knapp 15 Schüler, für die eine
Lehrkraft im Vollzeitpensum zustän-
dig ist. Im Wallis oder in Freiburg sind
es mehr, in den beiden Basel ist die Be-
treuung deutlich dichter und die Zahl
der Schüler pro Lehrer tiefer.

Studie stellt Vergleiche an

Die kantonalen Unterschiede sind aber
kein überzeugender Grund, sich nicht
mit der Effizienz der Schule zu befas-
sen undVergleiche anzustellen,wie eine
qualitativ hochstehende und gleich-
zeitig kostenschonende Bildung ausse-
hen kann. Eine kürzlich publizierte Stu-
die des Instituts für Wirtschaftspolitik
(IWP) an der Universität Luzern hat
genau das versucht. Die Autoren haben
die Kantone vergleichbar gemacht, in-
dem sie die Zusammensetzung der
Schülerschaft (Herkunft, Sprache) ein-
bezogen und Faktoren wie die Klassen-
grösse oder dieAnzahl Sprachlektionen
berücksichtigt haben.

Ihre Schlussfolgerung ist eindeutig:
Es gibt keinen statistisch nachweisbaren
Zusammenhang zwischen höherenAus-

gaben pro Schüler und derWahrschein-
lichkeit, dass die Schüler die Grundkom-
petenzen im Lesen am Ende der Pri-
marschule erreichen. Oder salopp ge-
sagt: Mehr Geld führt nicht zu klügeren
Schülern. Das heisst nicht, dass die Mit-
tel,welche die Kantone für die obligato-
rische Schule aufwenden, nichts fruch-
ten; vielleicht sind Schüler in teuren
Kantonen zufriedener mit ihrem Schul-
haus, dem Mittagsmenu oder dem Geo-
grafieunterricht.

Doch für das Lesen, das immerhin
eine Schlüsselkompetenz für eine er-
folgreiche Schulkarriere ist, ist das Geld
nicht entscheidend.Auch Kinder aus bil-
dungsfernen Familien profitieren laut
den IWP-Autoren nicht davon, in Kan-
tonen zur Schule zu gehen, wo die Aus-
gaben pro Schüler hoch sind.Wichtiger
als die Höhe der Ausgaben, so folgern
sie, sei die Art, wofür die Mittel ausge-
geben würden. Es würde sich lohnen,
hier in die Tiefe zu gehen.

Meiste Risikoschulen in Glarus

Weiter bestätigt die Studie, was andere
Erhebungen bereits gezeigt haben und
was auch nicht überraschend ist: Kin-
der, die zu Hause nicht die Unterrichts-
sprache sprechen, tun sich in der Schule
schwerer als die anderen und haben
ein grösseres Risiko, die Bildungsziele
nicht zu erreichen. So hat ein auslän-
discher Schüler der ersten Generation
eine um 7,9 Prozentpunkte geringere
Wahrscheinlichkeit, beim Lesen das ge-
forderte Niveau zu erreichen.

Eine andere Frage ist, wie viele
fremdsprachige Kinder es pro Klasse
verträgt, ohne dass der Unterricht und
die Leistungen leiden. Gemäss For-
schung gibt es einen Kippeffekt, der sich
bei 20 Prozent bewegt. Ab diesem An-
teil von fremdsprachigen Schülern zei-
gen sich häufig negative Effekte, ihre
eigenen Leistungen verschlechtern sich.
Und hat es in einer Klasse mehr als 40
bis 50 Prozent Fremdsprachige, so beein-
flusst dies auch die schulischen Leistun-
gen der übrigen Kinder negativ.

Laut dem Bildungsbericht 2023 wei-
sen in der Schweiz 11Prozent der Sekun-
darschulen einen Anteil von über 30
Prozent fremdsprachigen Kindern auf
und gelten damit als Risikoschulen.
Die Unterschiede zwischen den Kanto-
nen sind erheblich. Die höchste Quote
(Schuljahr 2019/20) weist der Kanton
Glarus auf, dort gibt es in knapp 40 Pro-
zent aller Schulen mehr als 30 Prozent
Fremdsprachige. Ihm folgen Solothurn
undGenf.Trotz demhöherenAusländer-
anteil hat Basel-Stadt weniger Risiko-
schulen, was darauf hindeutet, dass sich
die fremdsprachigenKinder dort auf ein-
zelne Schulhäuser konzentrieren.

Erstaunlicherweise
wird über das Kosten-
Nutzen-Verhältnis und
die Effizienz der Schule
nur wenig gesprochen.

Der reine
Personalbedarf pro
Schüler beträgt heute
im Schnitt 14 452
Franken und liegt
damit um mehr
als 50 Prozent höher
als noch vor 20 Jahren.
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